Erſcheint wöchentlich drei Mal: Dienſtag, Donnerſtag und 


Sonnabend Vormittags. Vierteljährlicher Pränumerations- 


Preis für Einheimifche 16 Sgr.; Auswärtige zahlen bei den 


Infertionen werden bis Montag, Mittwoch und Frei⸗ 


tag Nachmittag 5 uhr in der Rathsbuchdruckerei ange 


nommen und koſtet die einfpaltige Corpus Zeile oder deren 


Königl. Poſt⸗Anſtalten 18 Sgr. 3 Pf. Raum 1 Sgr. 6 Pf. 


e — J 


Chorner Worhenhlart. 


E 109. 1862. 


Dienſtag, den 16. September. 


Entwurf eines Paßgeſetzes berathen. 


Thorner Geſchichts⸗Kalender. 


16. Septbr. 1613. Der Prediger Johann Peter findet durch 
einen Fall aus dem Fenſter ſeinen Tod. 
Die Rußiſche Garniſon verläßt Thorn. 
——— — 
Landtag. 

19. Sitzung des Herrenhauſes am 12. d. Ants. 

Der vom Abgeordnetenhauſe ausgegangene Geſetzent. 
wurf, wonach der Staatshaushaltsetat eines jeden Jahres 
ſpäteſtens bis zum 1. September des vorhergehenden Jahres 
vorgelegt werden foll, wurde faſt einſtimmig abgelehnt. Der 
Geſetz⸗Entwurf wegen periodiſcher Reviſion des Grumdftener- 
Kataſters in Rheinland und Weſtphalen wurde ohne Dis. 
kuſſion angenommen. Auch die Geſetz- Entwürfe wegen Au— 
lage der Ciſenbahnen von Halle über Nordhauſen nach Hei- 
ligenſtadt und Kaſſel, von Kohlfurt und Görlitz nach Walden 
burg und von Berlin nach Küſtrin wurden genehmigt. So- 
dann ward über den vom Abgeordnetenhauſe zurückgelangten 
Die nach den letzten 
Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes noch beſtehende Differenz 
betrifft die SS. 3 und 7 des Entwurfs. Hinſichtlich des $. 
3 trat das Herrenhaus der Faſſung des andern Hauſes bei; 
dagegen hinſichtlich des §. 7 wurde die ursprüngliche Faſſung 
des Entwurfs gegen den Beſchluß des Abgeordnetenhauſes 
mit 32 gegen 30 Stimmen wieder hergeſtellt. Das Herren 
haus hat dadurch das Zuſtandekommen des ganzen Geſetzes 
gefährdet, obgleich ſelbſt die Regierung den §. 7 in der 
Faſſung des Abgeordnetenhauſes anzunehmen empfahl. Be. 
merkenswerth iſt, daß die Miniſter Itzenpliz und Graf zur 
Lippe mit der Mojorität des Herrenhauſes ſtimmten und ſo⸗ 
mit durch ihr Votum den Ausſchlag gegen die Regierung 
Füempelſen bo Sr 5 der Geſeßentwurf über die 

ausländiſchen Zeitun 
Die nächſte Sitzung iſt noch Ann n 
45. Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 11. d. M. 
(Fortſetzung v. Nro. 108) 

Nach dem Herrn Finanzminiſter erhielt Abg. v. Sybel 
das Wort. Er proteſtirt gegen die Erklärung des Staats: 
miniſteriums, ſpricht dann für eine Reformation des gegen- 
wärtigen Zuſtandes der Armee. Abg. Dr. Waldeck für die 
Anträge der Commiſſion. Hervorhebenswerth iſt Folgendes: 
Wolle die Regierung wirkliche Verbeſſerungen einführen, ſo 
würde man ihr gern die Hand bieten, das erkläre er in fei- 
nem Namen und könne es auch Namens ſeiner Partei. 
Wenn nun der Finanzminiſter anzudeuten ſchiene, daß der 
Konflikt durch die Schuld des Abgeordnetenhauſes entſtanden, 
ſo ſei dies vollſtändig unbegründet. Die prinzipielle Schuld 
der Regierung beſtehe darin, daß fie gegen den ausgeſpro⸗ 
chenen Willen des Landes, und gegen den wenigſtens indi- 
rect ausgeſprochenen Willen des Abgeordnetenhauſes die neue 
Organiſation als definitiv hingeſtellt habe. Denn wenn man 
neue Regimenter gründet, wenn man das Heer von 133,000 
auf 210,000 Mann erhöht, wenn man das Offiziercorps ver- 
doppelt, dann macht man nicht vorübergehende Kriegsbereit 
ſchaft. Daun bleibt uns nichts zu thun übrig, als zu 
ſtreichen. Jede andere Stellung würde uns entwürdigen, 
(Unruhe zur Rechten.) Das wolle er beweiſen. Im’ abjo- 
luten Staate hätte man es nicht gewagt, in ſolcher Weiſe 
mit der Armee. Organiſation vorzugehen, wenn man aber 
eine gefügige Volksvertretung habe, dann dürfe man es wa⸗ 
gen. Auf der Bollsvertretung liege die ganze Verantwortung. 
Man wolle zuerſt ein tüchtiges Heer, ein Heer, das nicht 
blos die jetzige Stellung Preußens behaupten könne, ſondern 
auch jene zukünftige, die Preußen in Deutſchland und Europa 
vorbehalten ſei, aber man wolle kein Soldatenheer. Man 
Mille Seitens der Regierung eine Mehrausgabe von 10 
Millionen, man ſtelle gegen einen Etat von früher 31 Mil- 
lionen, für die Zukunft etwa 50 Millionen in Ausſicht. 
Nun ſage man zwar, die Einnahmen, die Steuererträge ftei- 
gerten ſich und glaube damit genug geſagt zu haben. Aber 
das ſei ein kurioſer finanzieller Standpunkt. Die Steuer- 
erträge wüchſen, weil man zuviel brauche und weil die Steuern 
da hoch hinauf geſchraubt würden. Der Grundſatz ſei falſch 
aß das Geld, weil es einmal da ſei auch ausgegeben wer⸗ 
den müſſe. Und ſolle man im Uebrigen, wenn in allen an- 
deren Verwaltungszweigen ſo viel unbefriedigte Bedürfniße 
vorhanden wären, dieſelben hinten anſetzen gegen eine Ein. 


1 


richtung, mit der Niemand im Lande zufrieden ſei. Auf 


ſolche Konſequenzen könne man nicht eingehen. Die finan⸗ 
zielle Kraft reiche nicht hin, 50 Millionen für den Militär- 
eat zu beſchaffen. Die Erfahrungen, welche man angeführt, 
eien nur für den Augenblick berechnet, nur für den, der die 
ugen ſchließen wolle, das könne man von dem Abgeordne⸗ 


tenhauſe nicht verlangen, darauf könne es nicht eingehen. — 
Redner geht nun auf die politiſche Frage ein und erörtert 
die Nachtheile bei Ausdehnung der Reſervepflicht und Ver— 
kümmerung der Landwehr. — Schließlich erinnert der Red— 
ner an die Königin Eliſabeth von England, welche in ihren 


letzten Lebensjahren mit dem Parlamente in Conflikt gekom: 


men, nachgegeben, und dadurch größer als vorher dageſtan. 
den habe. Macaulay habe darüber in einfacher Wahrheit 
geſagt: „Umſonſt tadelte eine höfiſche Minderheit den Spre- 
cher, daß er dulde, wie die Handlungen Ihrer Hoheit der 
Königin in Frage gezogen werden. Die Königin mit be- 
wundernswerkher Einſicht und Faſſung lehnte den Streit ab, 
ſtellte ſich ſelbſt an die Spitze der reformirenden Partei, half 
der Beſchwerde ab, dankte den Gemeinen in ergreifender und 
würdiger Sprache für ihre große Sorgfalt für das allgemeine 
Wohl brachte die Herzen des Volks zu ſich zurück und ließ 
ihren Nachfolgern ein herrliches Vorbild, wie es einem Re. 
genten bei öffentlichen Berathungen, denen er zu widerſtehen 
nicht die Mittel hat, zu verfahren geziemt (hört! hört!)“ An 
dieſem Vorbilde ſollten die Regeuten erkennen, daß es für 
fie, wenn fie der öffentlichen Meinung nicht widerſtehen könn. 
ten, nicht unrühmlich ſei, offen nachzugeben und ſo mit ihrem 
Volke in Einklang zu bleiben. Den Abgeordneten aber zieme, 
ſich des Worts zu erinnern, das Cicero in ſchwerer Zeit zum 
Lobe eines römiſchen Staatsmannes geſagt. Und in dieſem 
Gedanken laſſen fie uns feſt ſein!  (Lebhafter Beifall.) — 
Abg. v. Gottberg gegen den Kommiſſionsantrag, für den- 
ſelben Abg. v. Carlowiz, der unter Anderem äußerte: Die 
Reorganiſation enthalte nicht ſowohl eine Stärkung als eine 
Schwächung Preußens. Der Moment ſei ungünſtig gewählt, 
um neue Laſten für das Heer auf die Schultern des Volks 
zu wälzen: dadurch werde die vorhandene Mißſtimmung nur 
noch geſteigert werden. Preußen müſſe aber ein Volk haben, 
das ſich mit ſeiner Regierung Eins fühle (Bravo). Die 
Machtſtellung Preußens nach Außen habe ſeit der Reorgani⸗ 
ſation nicht zugenommen (ſehr wahr!); er erinnere an Würz⸗ 
burg ꝛe. Das Ausland wiſſe, daß die Regierung, ſchwach 
ſei, welche nicht die Sympathien ihres eigenen Volkes habe 
und darauf rechne man. Man dürfe das ſtehende Heer nicht 
vermehren auf Koſten der Volkswehr. — Unſere Gegner 
werden uns nicht angreifen, ſie ſehen ruhig zu, wie wir das 
Werk unſerer eigenen „Selbſtverſtümmelung“ vollbringen 
(Bravo). Wolle man etwa jetzt die großen Fragen der Po- 
litik zum Austrag bringen? Beabſichtige man eine große 
Staatsaktion? Er ſei einverftanden mit dem Abg. v. Sybel 
über die Aufgabe Preußens in Deutſchland, aber man dürfe 
dieſe Aufgabe nicht einer Regierung wie der gegenwärtigen 
in die Hand geben. Benutzen wir die gegenwärtige Stag 
nation in der deutſchen Frage und der äußeren Politik dazu, 
unſere inneren Zuſtände zu regeln und zu ſtärken, damit wir 
dereinſt, wenn die Zeit gekommen ſein wird, unſere deutſche 
Aufgabe mit Macht und Energie in die Hand nehmen kön⸗ 
nen. — Abg. v. Vincke-Olbendorff gegen die Kommiſſions. 
Anträge, für dieſelben Abg. Virchow, welcher ganz beſonders 
die finanzielle Unmöglichkeit 50 Mill. für das ſtehende Heer 
auszugeben darlegt, da ſchon heute dringendſte Staatsbedürf. 
niſſe als Stromregulirungen, Kanalbauten ꝛc. alſo produktive 
Aulagen unterbleiben müſſen, weil die Ausgaben für das 
Militär zu hoch ſind. Nach dem Abg. b. Virchow nimmt 
der Herr Kriegsminiſter das Wort, welcher ſelbſtverſtändlich 
die Reorganiſation als geſetzlich durchgeführt und zweckmäßig, 
ſowie das für dieſelbe erforderliche Geld als vorhanden er- 
achtet. Er machte unter Anderem 7 ewig denkwürdige 
Aeußerungen: „Es kann nicht zweifel haft ſein, daß es weder 
wünſchenswerth iſt, lange zu dienen, noch viel Geld dafür 
auszugeben. Es handelt fi nur darum: iſt die lange Dienft- 
zeit Geſez oder nicht? Kann das Land die Koſten tragen 
oder nicht? Beide Fragen müſſen bejaht werden. Man ſpricht 
fo viel von Ueberbürdung des Landes durch Steuern, auch in 
anderren Debatten iſt vielfach die Rede geweſen. Eine ſolche 
Behauptung ift für mich vollkommen myfteriös, ich weiß nicht, 
was damit geſagt ſein ſoll. Die Ermittelungen namhafter 
Statiſtiker laſſen es nicht zweifelhaft, daß alle derartigen Ein. 
wendungen eigentlich vollkommen in der Luft ſchweben. 
Man ſpricht ſoviel bon der Verarmung des Landes. Ja, 
meine Herren, die iſt evident. Man braucht nur auf die 
Straße zu gehen, ſich die Häuſer anzuſehn, eine Reiſe zu ma- 
chen, um zu ſehen, daß den Leuten das Nothwendigſte fehlt, 
daß Niemand Geld zum Vergnügen übrig hat. In Berlin 
ſind im vorigen Jahre 14 Millionen verbaut worden. Die 
königliche Bank hat im Jahre 1857 einen Geſchäftsumſatz 
von 171 Millionen gemacht, jetzt macht ſie einen ſolchen von 
15—1600 Millionen. Das ſeien wohl alles Beweiſe für 
die Verarmung des Landes? Bis das Gegentheil erwieſen, 
muß ich annehmen, daß dabei ein Myſterium verborgen iſt. 


46. Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 12. September 

Der Präſident theilt mit, daß der Staatsanw. Koch am 
11. d. todt in feinem Zimmer gefunden worden iſt. Er be- 
gleitet dieſe Anzeige mit einigen Worten ehrender Anerkennung. 
Die Abgeordneten erhoben ſich von ihren Sißen. — Tages- 
ordnung: Fortſetzung über den Militair-Etat. Der erſte Red. 
ner Abg d. Patow fagt zur Sache ſelbſt, daß das Miniſterium 
bei der Heeresreorganiſation nicht ungeſetzlich verfahren wäre. 
Das Geſetz vom 5. September 1814 über die Dienſtpflicht ſei 
nicht verlegt, höchſtens habe man einen Gedanken gehabt, der 
mit dem Geſeß nicht übereinſtimme. Das Haus könne aller. 
dings ſeine Genehmigung ſo lange aufſchieben, bis die nöthi⸗ 
gen Veränderungen des Geſetzes erfolgt ſeien; die Regierung 
habe das Recht, die Organiſation des Heeres ſelbſtſtändig 
feſtzuſtellen, ſofern dieſelbe mit den beſtehenden Geſetzen über 
kintimme und nicht Mehrausgaben erfordere. Die Geneh- 
migung der Organiſation Seitens der Landesvertretung ſei 
zwar nicht erfolgt, aber ebenſowenig die Verwerfung. Meh⸗ 
rere Hauptpunkte der Organiſation hätten die Zuſtimmung 
des Landes und feiner Vertreter erlangt. Der Redner ſu cht 
hierauf das Verfahren des Miniſteriums Auerswald in den 
Jahren 1859 bis 1861 zu rechtfertigen, und nachzuweiſen, 
daß die Volksvertretung von den Abſichten der Regierung 
ſtets unterrichtet geweſen ſei. Es ſei übel, daß ſich oft in 
dieſem Jahr ſpäter als gewöhnlich die Erledigung des Bud- 
gets hingezogen habe. Darin ſei er mit dem Kriegsminiſter 
nicht einig, daß das Miniſterium in Bezug auf die bereits 
pro 1862 gemachten Ausgaben einer Indemnitätsbill nicht 
bedürfe; er halte die Erlangung der Indemnität für noth⸗ 
wendig. Seinerſeits betrachte er die Reorganiſation als eine 
recht glückliche Maßregel und den Wünſchen und Intereſſen 
des Landes enſprechend. Er ſei auch wie andere begeiſtert 
für die Thaten der Landwehr, aber für die Herſtellung der 
früheren Zuſtände fehlten die Vorbedingungen; der Zuſtand 
bor 1859 aber ſei gewiß nicht empfehlenswerth geweſen. 
Das Land ſei nicht mit Steuern belaſtet und der Wohlſtand 
habe ſich allgemein gehoben. Das Defieit ſei nur ein ſchein. 
bares. Der Redner ſucht nun ausführlich nachzuweiſen, daß 
die Steuerlaſt ſich ſeit 40 Jahren nicht vermehrt und die für 
andere Kategorien der Beamten möglichſt geſorgt ſei- Er 
glaubte, daß das Haus die pro 1862 beantragten Ausgaben 
ohne Bedenken bewilligen könne, zumal ſie ſich nicht mehr 
ſteigern könnten. Der ganze Organiſationsplan der Regie. 
rung könne freilich nicht ausgeführt werden; aber die Regie · 
rung habe auch erklärt, daß ſie das Ideal nicht erreichen 
wolle. Die Frage vor der das Haus ſtehe, ſei eine ſehr 
wichtige; von ihr hänge vielleicht die ganze Zukunft ab. — 
Die Rückkehr zu dem Zuftande von 1859 iſt unmöglich; eine 
Streichung zu dieſem Zweck würde anerkennen, daß wenn ein 
neues Budget nicht zu Stande kommt, das alte gilt. Wenn 
man eine Indemnität geben will, weshalb verlangt man eine 
neue Vorlage? Wir haben den Etat, der der Genehmigung 
bedarf, zur Genehmigung vorgelegt und bitten um dieſelbe. 
Warum alſo eine andere Form? Die Regierung hat 
nichis dagegen, wenn die nachträgliche Zuſtim: 
mung in Form einer Indemnität gegeben wird, 
aber der Zuſtimmung bedarf die Regierung. In der Aus- 
führung der Reorganiſation wird die Regierung nur immer 
ſo weit gehen, wie die finanziellen Verhältniſſe es erlauben. 
Für Kommunikationsmittel iſt viel geſchehen, Zölle find er- 
mäßigt. Bedenken Sie, welche Verantwortung Sie überneh- 
men, wenn Sie auf das von der Kommiffton vorgeſchlagene 
Verfahren, einer im guten Glauben befindlichen Regierung 
1 ohne Rückſicht auf die thatſächlichen Verhältniſſe 
eingehen. 

Die beiden Abg. Reichenſperger haben während der 
Rede des Abg v. Patow einen Präjudizialantrag eingereicht, 
der vor der Berathung des Militairetats anzunehmen. Der- 
felbe geht dahin, zu erklären: 1) daß die Regierung aus dem 
Staatshaushaltsetat pro 1861 als ſolchem nicht die Berech⸗ 
tigung entnehmen konnte, die für die einftweilige Aufrecht 
erhaltung der erhöhten Kriegsbereitſchaft für 186! bewilligten 
einmaligen und außerordentlichen Ausgaben ohne Ein- 
holung der Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes reſp. Nach. 
ſuchung einer Indemnität zu verausgaben; 2) daß die Re- 
gierung daher zu veranlaſſen iſt, die Indemnitätserklärung 
über die pro 1862 verausgabten Summen nachzuſuchen. — 
Abg. Hoverbeck für die Ankräge der Commiſſion. Er ſtizzirt 
die Geſchichte der Reorganiſation. Die Majorität, welche 
1861 nur im Extraordinarium die Summen bewilligte, ging 
davon aus, daß das Eztraordinarium nur eine einmalige 
Ausgabe ſei und ich begreife nicht, wie die Regierung be · 
haupten kann, im guten Glauben geweſen zu ſein, wie ſie 
die für 1861 als einmalige bewilligte Ausgabe auch für 
1862 verfügte. Die damalige bekannte Aeußerung des Fi ⸗ 


- 


nanzminiſters ſei nicht ohne Widerſpruch geblieben, nament⸗ 
lich habe, außer v. Vincke, er (Redner) ſelbſt erklärt, daß er 
eine Verwendung der für 1861 exctraordinär bewilligten 
Summen für 1862 für geſetzwidrig anſehe. — Wir ſind 
Freunde der erhöhten Rekrutirung, aber fie ſoll kein Mittel 
bilden, uns eine Reorganiſation über den Hals zu bringen, 
die wir nicht genehmigt haben. — Abg. v. Vinke (Stargard) 
erklärte ſich für die Durchführung der Reorganiſation unter 
Schonung der Finanzkräfte und mit 2jähriger Dienſtzeit. 
Redner vertheidigt ausführlich die Majorität von 1860 und 
1861: den Beſchluß von 1860 bedauere er nicht, er habe 
ihn gefaßt der europaiſchen Lage gegenüber, um die liberalen 
Miniſter zu ſtützen; er habe damals den Miniftern oft genug 
vorausgeſagt, was kommen werde und was gekommen ſei. 
Redner kritiſirt hierauf den Kommiffionsbericht, namentlich 
die Deduktion, daß der Reorganiſation die geſetzliche Baſis 
fehle. Mit §. 15 des Geſetzes von 1814 iſt die Reorgani⸗ 
ſation allerdings nicht in Einklang zu bringen, allein in den 
bisherigen Maßregeln liegt noch keine Verlegung des Geſetzes. 
Die übrigen Gründe der Kommiffion ſeien nicht gerechtfertigt; 
der Reorganiſationsplan ſei vorgelegt ie. Was die finanzielle 
Seite angeht, ſo ſei der Steuerjammer übertrieben. Gemeinde— 
Abgaben ſeien freiwillig auferlegte, die Staatsſchuld ſei groß, 
aber im Vergleich zu anderen Ländern nicht zu groß. Der 
Landwehr iſt eine übertriebene Bedeutung beigelegt; ſie iſt 
nicht ein Volksheer zum Schutz der Verfaſſung, kein. Volks- 
heer im Rüſtow'ſchen Sinne, ſie verhindert nicht unpopuläre 
Kriege; das iſt unſere Aufgabe, wir bewilligen zu einem un⸗ 
populären Kriege kein Geld. Angriffskriege ſind für Preußen 
ſehr wohl denkbar; man denke an den Krieg in Schleswig- 
Holſtein. Die Verwendung der Landwehr zu Mobilmachun⸗ 
gen war ungeſetzlich, daher iſt es ein Verdienſt der Reorgani⸗ 
ſation ihr die geſetzliche Stellung als Reſerve anzuweiſen. 
Mit der zweijährigen Dienſtzeit iſt Redner einverſtanden und 
beruft ſich auf die Autorität v. Krauſeneck's, auf die Gutach⸗ 
ten von 1833, endlich auf eine Stelle aus einer Schrift des 
Lieutenants Hund von Haften, worin der Erfahrung gedacht 
wird, daß die älteſten Leute unter den Mannſchaften in der 
Regel die dümmſten ſeien. Daß das Land zwar die Neor- 
ganiſation, aber zugleich die zweijährige Dienſtzeit will, möge 
ſich auch die Regierung merken. Sie ſoll nicht blos Geld 
fordern, ſie ſoll mit dem Lande zuſammenſtehen, nur ſo iſt 
Preußen ſtark und deshalb fordern wir mit Recht die zwei 
jährige Dienſtzeit. Er habe die Regierung ſchon bor Wochen 
darauf aufmerkſam gemacht, daß es ihre Pflicht ſei, männlich 
und perſönlich in der Kommiſſion die Stellung der Regie- 
rung zu vertheidigen, die Gründe, welche ihm entgegengeftellt, 
ſeien nicht haltbar. Das Haus habe bewieſen, daß es überall 
in patriotiſchen Fragen keine ſyſtematiſche Oppoſition mache. 
Die Regierung müſſe das Haus behandeln, wie es ſeiner 
Stellung gemäß behandelt werden müſſe. Statt deſſen werde 
überall, namentlich in der „Sternzeitung“ dagegen agitirt und 
die Verfaſſung angegriffen. Auf ſolche Weiſezverfährt keine 
konſtitutionelle Regierung, verfährt keine Regierung der Erde, 
Fährt man ſo fort, wie die „Sternzeitung“ es treibt, fo hat 
die Regierung nicht 5 Stimmen für ſich, ſie treibt uns in 
heſſiſche Zuſtände und ſolche kann Preußen nicht ertragen. 


Für die Zukunft iſt der Redner für zweijährige Dienſtzeit 


und manche andere Erſparniſſe, für 1862 find durch zwei⸗ 
jährige Dienſtzeit und Aehnliches keine Erſparniſſe mehr zu 
machen. Was ſoll die Folge des Votums ſein, wenn man 


vom Programm vorgeſchriebenen Weiſe die Taufe des 
am 14 Auguſt geborenen Prinzen ſtatt. Der Täuf⸗ 
ling erhielt die Ramen: Albert Wilhelm Heinrich. — 

Weimar, den 12. Die Verſammlung deutſcher 
Volksvertreter wird am 28 d. Ms. hier ſtatthaben. 

Baden. Der veröffentlichte Auszug der badi⸗ 
ſchen Noten an die Kadinette von Wien und München 
enthält im Weſentlichen die Beſtätigung, daß Seitens 
der badiſchen Regierung auch die äußerſte Eventuali⸗ 
tät der wirklichen Auflöſung des Zollvereins bereits 
ernſthaft ins Auge gefaßt worden iſt. Auf Grundlage 
des neuen Tarifs des darauf fortbeſtehenden bisheri- 
gen Zollvereins will Baden gerne über die nähere Ver⸗ 
bindung mit Oeſterreich verhandeln; einer begünftigen- 
den Behandlung der zum deutſchen Bunde gehörigen 
Gebiete wird ausdrücklich das Wort geredet, ſelbſt 
wenn diefe Begünſtigung von Baiern in Form einer 
aufſchiebenden Bedingung ſeines Beitritts geftellt würde; 
aber der Fortbeſtand des Zollbereins mit dem Han⸗ 
delsvertrage iſt die Vorbedingung jeder weiteren 
Verhandlung mit Oeſterreich. 

Oeſterreich. In den induſtriellen Kreiſen 
wird lebhaft für eine ſtarke Theilnahme an dem in 
München zuſammentretenden „Deutſchen Handels⸗ 
tage“ gewirkt. Namentlich faſſen die Handelskammern, 
durch das Handelsminiſterium aufgefordert, die 
Angelegenheit mit Eifer an, und es iſt mehr als wahr⸗ 
ſcheinlich, daß Oeſterreich in jener Verſammlung in 
entſprechender Weiſe vertreten ſein wird. 

Frankreich. Ratazzi hat bisher mit allen 
ſeinen Vorſtellungen bei dem Kaiſer nicht das Ge⸗ 
tingfte erreichen können. Wie der Papſt, fo ſetzt der 
Kaifer, ſich Gründe verbittend, dieſem Andringen ein 
einfaches „Non possumus“ entgegen. Es ſoll un⸗ 
möglich ſein, ihm ein Wort mehr abzugewinnen, als 
höchſtens noch den Zuſatz, er wolle während ſeines 
ganzen Aufenthalts in Biarritz „mit dieſer Frage nicht 
behelligt ſein.“ Man hat alſo vor Allem das Ende 
der Sommerſaiſon abzuwarten. Das einzige Zuge⸗ 
ſtändniß dürfte ſein, daß Frankreich nicht mehr ganz 
mit dem erſten Eifer auf Garibaldi's Verurtheilung 
beſteht, zumal die engliſche Regierung ſich ſehr drin⸗ 
gend für die Amneſtie ausgeſprochen haben ſoll. Als 
ein Zeichen, daß dieſer Ausgang der blutigen Epiſode 
mit Sicherheit zu erwarten iſt, darf man es betrach⸗ 
ten, daß Herr Havin, der gewohnlich mit großem 
Geräuſch die ſchon geöffneten Thüren aufſprengt, im 
»Siécle“ in feierliche Tone den Antrag auf Am⸗ 
neſtie ſtellt. 

Großbritannien. Garibaldi's eigener Be⸗ 


niſſen Anlaß gegeben haben. Darauf hin wenigſtens 
erhielt fein erſter Kerkermeiſter die ſtrengſten Inſtruk⸗ 
tionen. Doch wurden der General Vixio, fein jüng⸗ 
ſter Sohn und ſeine Tochter Tereſita zu ihm gelaſſen; 
der Gemahl der Letzteren jedoch nicht. — Turin, den 
13. Die geſtern an der Parfſer Börfe verbreitet ge⸗ 
weſenen Gerüchte über den Zuſtand Garibaldi's ſind 
falſch. Es geht mit Garibaldi beſſer, das Fieber iſt 
nur leicht, die Schmerzen haben aufgehört und die 
Eiterung iſt reichlich. — In Unter⸗Italien haben ſich 
die Garibaldi'ſchen Banden noch nicht vollſtändig un⸗ 
terworſen. Die Führer derſelben haben an Garibaldi 
geſchrieben, da ſie jedoch keine Antwort erhielten, fo 
blieben ſie unter den Waffen. Man iſt nicht ohne 
Beſorgniſſe, daß ein allgemeiner Aufftand ausbricht, 
falls man den Kampf gegen dieſe Vanden beginnt. 
Dazu kommt noch, daß die Unzufriedenheit in dem 
ehemaligen Königreiche beider Sicilien im Zunehmen 
begriffen ift. Eine Proklamation des Königs Franz, 
die dort cirkulirt und die ſchönſten Verſprechungen 
macht ſoll dei der jezigen Wirthſchaft im Neapolita⸗ 
niſchen nicht überall mit Kälte aufgenommen wor⸗ 
den ſein. 


Rußland. In giga hat man nach Schulze⸗ 
Delitzſch ſchem Muſter eine Vorſchußkaſſe für Handwer⸗ 
ker gegründet; ferner einen aus Tiſchlern, Stuhl⸗ und 
Inſtrumentenmachern gebildeten Verein zum gemein⸗ 
ſchaftlichen Verkauf der Erzeugniſſe der Mitglieder. 
Rur werden die Preiſe nicht von den Produzenten. 
ſondern von beglaubigten Taratoren beſtimmt. 


Türkei. Der Frieden mit Montenegro den 
9. d. Mis. Der Fürft von Montenegro hat alle ihm 
don Omer Paſcha geſtellten Bedingungen angenom⸗ 
men. Das darauf bezügliche Dokument iſt dem Ser⸗ 
dar von Jvoraco überbracht worden. — Die Schluß⸗ 
reſultate der in Konſtantinopel (d. 10. d.) ſtattgeſun⸗ 
denen Konferenzen find hier auf telegraphiſchem Wege 
bekannt geworden. Die Türken geben die Feſtungen 
Sokol und Uſchiza auf, behalten die Donaufeſtungen, 
be ſetzen aber nur die Feſtung in Belgrad. Die kür⸗ 
kiſchen Einwohner verlaſſen mit Entſchädigung die 
Stadt. Der Feſtungsrayon wird erweitert; die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigungsſumme für die bis jetzt im 
Feſtungsrayon Wohnenden wird den ſtreitenden Par⸗ 
teien überlaſſen. Die Kriegsausſichten ſind geſchwun⸗ 
den, die Stimmung iſt eine ruhige. 3 


Provinzielles. 


Danzig, den 12. Septbr. Die außerordentlich 
ergiebige diesjährige Obſternte giebt ſich bei uns durch 
eine ſehr bedeutende Zufuhr don Obſt aller Art zur 
Genüge kund. Trotzdem ſtehen die Preiſe deſſelben zu 
dieſer Fülle in keinem richtigen Verhältniß, indem ſie 
nicht ſo billig ſind, als man dies nach der außeror⸗ 
dentlich guten Ernte anzunehmen berechtigt fein dürfte. 


Alles ſtreicht? Glauben Sie, daß die 6 Mill. wieder herbei. 
zuſchaffen wären? Die Regierung hat die Ausgaben indeß 
im guten Glauben gemacht. Ordinarium und Extraordina⸗ 
rium ſtehen ſich darin völlig gleich, daß im folgenden Jahre 
auf Grund derſelben keine Ausgaben verfügt werden können. 
Reichenſperger habe das 1861 ſelbſt dargethan. Für 1862 
giebt es keinen wirkſamen und berechtigten Beſchluß mehr, 
als den im Sinne des Amendements von Stavenhagen, 
v. Sybel und Tweſten; der Beſchluß im Sinne der Kom- 


richt über die Vorgänge bei Aspromonte iſt aus dem 
„Movimento“ in die engliſchen Zeitungen übergegan⸗ 
gen, und hat die Sympathie für ihn um das Zehn⸗ 
fache gefteigert. — Der berühmte Chirurg, Profeſſor 
Pakridge, iſt (den 12. d.) nach Spezia abgereiſt, um 
Garibaldi ſeine Dienſte anzubieten. Seitens mehrerer 
Engländer ift eine Subskription eröffnet worden, welche 


miſſion würde über die Grenze der Mäßigung, die unſere 
Pflicht iſt, hinausgehen. Der einzige Erfolg des Beſchluſſes 
könnte eine Desorganiſation des Heeres fein; dadurch würde 
das Land wehrlos. — Nach Herrn b. Vincke ſprach Abg. 
Gneiſt. Er hielt eine. treffliche Rede. Er zeigte die Noth- 
wendigkeit und Wichtigkeit einer geſetzlichen Regelung der 
Heeresfrage und ſodann, ebenfalls unter großen Gefichts- 
punkten, die Bedeutung der Landwehr. Sei es, daß jene ge- 
wichtige Rede Gewalt über ihn erlangt hatte, oder daß er 
von ſelber zum Nachdenken über ſeinen geſtrigen Erguß ge- 
kommen war, der Kriegsminiſter ſprach darauf in ganz an⸗ 
derm Tone als geſtern und bemühte ſich heute um ein par⸗ 
lamentariſches Verhalten. Dieſes gelang ihm zwar nicht 
durchweg und er konnte wieder nicht unterlaſſen, die Abſich⸗ 
ten eines Theils der Abgeordneten zu verdächtigen. Er 
ſprach jedoch im Ganzen, als wenn er das Haus nicht belei⸗ 
digen, ſondern gewinnen wollte und ſuchte darzuthun, daß 
die Regierung die Verfaſſung und die Geſete nie aus den 
Augen geſetzt habe noch aus den Augen fehen wolle. Bo: 
einem Vorredner zu einer Aeußerung über Einführung zweijähri- 
ger Dienſtzeit veranlaßt, wich er zwar aus, es ſchien jedoch, daß 
er ſich nicht gegen zweijährige Dienſtzeit erklären wollte. 
Herrn b. Vincke drückte er feine Anerkennung wegen deſſen 
„ſtaatsmänniſcher“ Rede aus. Herr v. Winde hatte dem Mi- 
niſterium zu Gemüth geführt, daß es auf kurheſſiſche Zuſtände 
losſteuere, und beſonders das unvernünftige Raiſonniren der 

Sternzeitung getadelt, das zu der geſtern vom Finanzminiſter 
verleſenen Erklärung gar nicht ſtimme. 


Politiſche Rundſchau. 


Deutſchland. Berlin, den 12. September. 
Der Kronprinz traf geſtern von Baden in Potsdam 
ein. — Die Mittheilung der „Varm. 3.5, die Ber 
gnadigung des vormaligen Rechtsanwalts Krauthofer 
(Krotometi) betreffend, beruht auf einem Irrthum. 
Herr Krauthofer iſt bereits vor mehreren Jahren ge⸗ 
ſtorben. — Den 14. Se. Maj. der König ift geftern 
in Babelsberg in Potsdam eingetroffen. — Im neuen 
Palais zu Potsdam fand am 13. d. Mittags 1 Uhr in der 


die Koſten decken ſoll. — Die „Morning Poſt“ vom 
13. fagt, die mazziniſtiſche Partei drohe Verſchwörun⸗ 
gen nach Art der Orſiniſchen zu wiederholen. Die 
Staatsgewalten Frankreichs und Englands ſeien dem 
zuvorgekommen und würden ein wachſames Auge ha⸗ 
ben. Die engliſche Regierung könne vermöge eines 


neuen Geſetzes ein ſolches Verbrechen nicht nur ſtrafen, 


ſondern auch verhüten. 

Italien. Die Nachrichten bis zum 11. d. 
über den Geſundheitszuſtand Garibaldis lauten beun⸗ 
ruhigend. Die Fußwunde wird als äußerſt bedenklich 
bezeichnet. An ärztlicher Hülfe hat es Garibaldi nicht 
gefehlt, dagegen an jeder anderen Bequemlichkeit, an 
paſſenden Lebensmitteln, ja, ſogar an Arzneimitteln. 
Herr Rattazi vergaß zwar nicht, Gensdarmen und 
Poliziſten in großer Anzahl nach Spezia zu ſenden, 
aber erſt am vierten Tage erhielt Garibaldi, der ein 
elendes, faſt unmöblirtes Zimmer bewohnt, daß für 
ſeinen Zuſtand nothwendige Bett, und dieſes iſt auch 
nicht von Herrn Rattazzi, ſondern von einem Privat: 
manne geliefert worden! Und doch hatte derſelbe an⸗ 
gekündigt, man habe „Appartements für den Gefan⸗ 
genen in Bereitſchaft geſetzt.“ Mag man über Garibaldi 
und ſein Unternehmen denken, wie man will, von der 
tutiner Regierung hätte man jedenfalls ein menſchli⸗ 
cheres Auftreten erwarten dürfen. Die Genoſſen Ga⸗ 
ribaldi's, die ſich in dem nämlichen Gefängniſſe wie 
er, befinden, müſſen auf Strohmatratzen ſchlafen. Es 
iſt fortwährend ſehr ſchwer, Zutritt zu Garibaldi zu 
erhalten. Sogar die Aerzte, welche die Regierung 
ihm geſandt hatte, mußten vier Stunden warten, ehe 
fie zu ihm gelaſſen wurden. Als Garibaldi ausge: 
ſchifft wurde, empfingen ihn die Soldaten und Matrosen 
mit dem Rufe: „Viva Garibaldi“; Gatibaldiantwottete: 
„Pazienza*! Dieſes fol in Turin zu großen Beſorgt 


ek | In der Generalverfammlung der 
Schützengilde am 9. d. wurde ein Ehrenrath gewählt, 
deſſen Zweck die Schlichtung von Conflicten iſt, die 
zwiſchen Mitgliedern reſp. Vorſtehern innerhalb der 
Gilde vorkommen. 

i Memel, 9. Septbr. Die Schiffahrt in unſe⸗ 
rem Hafen will in dieſem Sommer durchaus nicht 
auch nur annähernd die ſonſtige Lebhaftigkeit gewin⸗ 
nen. Es find dis jetzt nur 635 Schiffe aus- und 
eingegangen. 


Lokales. 


dur Militärfrage. Seitens der Königlichen Regierung 
find der Redaktion 3 Artikel über befagte Frage zur Ver- 
öffentlichung durch dieſes Blatt: zugeſchickt worden. Obſchon 
die Redaktion die in den 3 Artikeln ausgeſprochenen Anſich⸗ 
ten über die Militärfrage nicht theilt, vielmehr ſich mit ihren 
eigenen Anſichten auf dem entgegengeſetzten Standpunkte be- 
findet, ſo hätte fie, doch den Inhalt der 3 Artikel trotz des 
beſchränkten Raumes des Blattes zur Kenntnißnahme ihrer 
Leſer, wenn auch nur auszugsweiſe, gebracht. Sie befindet 
ſich jezt in der Lage von der Ausführung dieſes Vorhabens 
Abſtand nehmen zu können. Die 3 Artikel enthalten nemlich 
in kürzerer Zuſammenfaſſung diejenigen Erwägungen und 
Gründe für die Heeres Reorganiſation, welche von der mini⸗ 
ſteriellen „Sternzeitung“ in einer Reihe von Artikeln beige. 
bracht und von anderen größeren politiſchen Tagesblätt en 
nicht unberückſichtigt gelaffen worden find. Diejenigen unſe⸗ 
rer Leſer, welche die Sternzeitung oder andere Zeitungen le. 
ſen, kennen ſomit den Zubalt jener 3 Artikel. Andrerſeits 
ſind dieſelben in dem hieſigen Kreisblatte vom 12. d. Mts. 
Nro. 38. wörtlich mitgetheilt. Sollte nun einer unſerer Le⸗ 
fer geneigt fein, ſich mit dem Inhalt beſagter Artikel be⸗ 
kannt zu machen, fo darf er nur beſagte Num. des Kreisbl. 
einſehen, welche ja ohne Schwierigkeit zu erlangen iſt. Wir 
möchten ſogar zur Lektüre deſſelben rathen. Die behandelte 
Frage iſt wichtig, ja, ihre Löſung für Preußen 0 
voll. Es dürfte daher wol für Jedermaun eine Pflicht 
fein, ſich über dieſe Frage eine eigene wehlbegründete An. 
ſicht zu bilden. Hiezu gehört, daß man das, was in dieſer 


Angelegenheit für und Wider beigebracht wird, kenne. Wir 
bedauern daher auch, daß wir aus Rückſicht auf den uns zu⸗ 
emeſſenen Rum — unſer Blatt ſoll ja nicht bloß Viel 
Bringen) — die zeitigen Verhandlungen des Abgeordneten- 
hauſes in der Militärfrage nur in kürzeſtem Auszuge brin- 
gen können und erlauben uns daher unſere Leſer auf eine 
ſehr billige Ausgabe der ſtenographiſchen Berichte aufmerk⸗ 
ſam zu machen. Der Drucker der ſtenographiſchen Berichte 
bereitet nemlich eine billige Ausgabe der Verhandlungen 
über den Militär-Etat vor, wonach der Bogen nur ¼ Sgr. 
koſtet; es wird ſich alſo Jeder dieſen wichtigen Bericht für 
10 bis 15 Sgr. anſchaffen können.“) Wem dieſe Ausgabe 
noch zu groß iſt, der findet ſicher mit Leichtigkeit — 4 
Theilnehmer. Auf dieſe billige Ausgabe der ftenographi- 
ſchen Berichte machen wir insbeſondere die Inhaber öffentli- 
cher Lokale aufmerkſam. 

nr Mufikalifches. In dem auf Mittwoch den 17. d. 
Mts. angeſetzten Konzert des Singvereins in Verbindung 
mit dem Frl. Holland werden außer den in Nro. 107 u. 
Bl. genannten Piegen noch die Arie der Aennchen aus dem 
Freiſchütz, Rußiſche Volkslieder, der Arditi- Walzer, il Baccio 
zum Vortrag kommen. 

— Die Kinder ans dem Armenhauſe hatten am Sonn 
abend den 13. durch Zuwendungen, welche Herrn Kaufm. 
Heſſelbein in Folge ſchiedsrichterlicher Ausgleichungen über: 
geben worden waren, im Wieſer'ſchen Garten einen guten 
Nachmittag und ebenſo die Waiſenhauskinder im Ziegeleigarten. 

Handelskammer. In München findet am 14. October 
eine Verſammlung des deutſchen Handelstages ſtatt. Die 
Handelskammer hat ein Recht zur Theilnahme an der Ver⸗ 
ſammlung, welches dieſelbe nach ihrem Beſchluß in der Sitz. 
am Freitag, den 12. d. Mts., nicht unberückſichtigt laſſen wird. 
Zweckmäßig iſt es um ſo mehr, daß die Handelskammer auf 
jener Verſammlung nicht unvertreten bleibt, als auf derſelben 
die Fragen über Erhaltung und beſſere Organiſation des 
Zollvereins, die Zolleinigung mit, Oeſterreich und der Ab- 
ſchluß des Handelsvertrages mit Frankreich zur Berathung 
kommen. Daß der Handel und die Induſtrie Preußens dieſe 
Fragen lebhaft berühren, liegt auf der Hand und iſt es da ⸗ 
her nothwendig, daß dieſelben dieſem ihrem Intereſſe gegen- 
über den ſchutzzöllneriſchen, ſüddeutſchen Beſtrebungen, welche 
in München nicht unvertreten bleiben werden, Ausdruck ver⸗ 
leihen. — In derſelben Sitz. beſchloß die Handelskammer 
ſich für die Inaugriffnahme des Chauſſeebaues von Gollub 
bis Schönſee bei der Königl. Regierung zu Marienwerder 
und beim Landrathsamte in Strasburg, ſowie auch bei bei- 
den Behörden für die Beſchleunigung des Chauſſeebaues von 
Wroczk bis Szabda abermals zu verwenden. 

— Handwerkerverein. Nächſten Donnerſtag, den 18. d. 
zwei Vorträge. Näheres in nächſter Num. 

— Schwurgerichtshof Thorn-Strasburg. Die Einberu- 
fung der Geſchworenen für die nächſte Schwurgerichtsſitzung 
welche am 13. October beginnen und bis 14 Tage dauern 
wird, iſt bereits erfolgt. Die Termine werden diesmal im 
Schützenhausſaale abgehalten werden, da der große Rath- 
hausſaal vom K. Kreisgericht benutzt wird. 


*) Beſtellungen auf dieſe Ausgabe nimmt an die Buch⸗ 
handlung von E. Lambeck. 


Briefkaſten. 

Die uns zur Aufnahme überſchickten Verſe ſind zur 
Veröffentlichung ungeeignet. Auch ſind wir der Anſicht, daß 
das beſungene Auftreten des Stadtverordneten nicht nur keine 
Verhöhnung, ſondern vollſte Anerkennung verdient. 

a g (Die Redaktion.) 


Inſerate. 
Pauline Simon, 
Louis Simonsohn, 


= Verlobte. 
Celle. Thorn. 


Oeffentliche Stadtverordneten⸗ Sitzung. 
Mittwoch, den 17. September c., Nachmittags 3 Uhr. 

Tagesordnung: Der Verwaltungs Bericht 
pro 1861. — Koſten⸗Auſchlag zur Einrichtung 
einer Gasleitung am Jacobs⸗Thor. — Bedingun⸗ 
gen zum Abbruch des Hauſes Neuſtadt No. 5. — 
Vorlage eines Vertrags-Entwurfs mit der Königl. 
Kommandantur wegen des Weichjel-Trajects für die 
hieſige Garniſon. — Lizitations-Verhandlung zur 
Lieferung der Brennmaterialien pro Winter 1862/63, 
— desgleichen zur Lieferung des Holzes für die 
Kämmerei, und die ſtädtiſchen Inſtitute. — Be⸗ 
triebs⸗Bericht der Gas⸗Anſtalt pro Juni er. — 
Anſchlag und Lizitations⸗Verhandlung zur Aus⸗ 
führung der Zimmerarbeiten bei Reparatur der 
ſogenannten polniſchen Weichſelbrücke. — Rechnung 
der Stadtſchulen⸗Kaſſe pro 1860, — des Elenden⸗ 
Hospitals pro 1861 und der Kämmerei⸗Depoſiten⸗ 
Kaſſe pro 1860 zur Decharge. — Anträge des 
Magiſtrats auf Genehmigung mehrerer Etats⸗ 
Ueberſchreitungen. — Ein Anleihe-Geſuch. — Ein 
Recurs⸗Geſuch wegen Ordnungsſtrafe. — 

Thorn, den 15. September 1862. 

Der Vorſteher Kroll. 
Auction. 

Mittwoch den 17. September cr, von 9 Uhr 
früh ab, werden Neuſt. Markt No. 257 verſchie⸗ 
dene Mahagoni und andere Möbel, Haus- und 
Küchengeräth ze. öffentlich meiſtbietend verkauft. 


Billet's zu 1½ 
des Herrn Wallis und bei Herrn Schlesinger zu 
haben. a 


In dem Konkurſe über das Vermögen des 
Kaufmanns Adolph Wittkowski zu Thorn iſt zur 
Verhandlung und Beſchlußfaſſung über einen Af- 
kord Termin auf 

den 13. Oktober er. 
Vormittags 10 Uhr 

vor dem unterzeichneten Kommiſſar im Termins— 
zimmer anberaumt worden. Die Betheiligten wer— 
den hiervon mit dem Bemerken in Kenntniß 
geſetzt, daß alle feſtgeſtellten Forderungen der 
Konkursgläubiger, ſoweit für dieſelben weder ein 
Vorrecht, noch ein Hypothekenrecht, Pfandrecht 
oder anderes Abſonderungsrecht in Anſpruch ge— 
nommen wird, zur Theilnahme an der Beſchluß— 
faffung über den Akkord berechtigen. 

Thorn, den 9. September 1862. 

Königliches Kreis-Gericht. 
Der Kommiſſar des Konkurſes, 
gez. Menke. 


Bekanntmachung. 

Das Muſeum für Kunſt und Alterthum im 
Rathhauſe iſt an jedem Sonntage von 11 
bis 1 Uhr geöffnet. 

Der Zutritt iſt Jedem unentgelolich geſtattet; 
Fremden wird derſelbe auch an Werktagen vom 


Rathhauskaſtellau gewährt werden. 


Thorn, den 13. September 1862. 
Das Curatorium des Muſeums für Kunſt 
und Alterthum. 
Heute Dienſtag den 16. d. Mts. 


Qoncert 


Nafſe⸗ 


in Wieser's Kaffeehaus. 


Anfang Uhr. 
Billet's zu 1½ Sgr. ſind in der Cigarrenhand⸗ 
lung des Herrn Binder und in meiner Wohnung, 
Gerechteſtr. No. 101 zu haben. 
F. v. Weber, Muſikmeiſter. 
Mittwoch den 17. September in der Aula 
des Gymnaſiums: 


concert 3 


des Singvereins in Verbindung mit der Dpern- 
und Coloratur-Sängerin Frl. M. Holland. 


Programm: 
Erfer Cheil. 3 
1) a. Frühlingslied v. S war 
v. 
b. Schlummerl. v. Reißmann 1 


2) Schattenarie aus der Oper „die Wallfahrt 
nach Ploérmel von Meyerbeer geſungen von 
Frl. Holland. 

3) Großes F-moll-Coneert von C. M. v. 
Weber. 

4) Arie aus der Oper Ernani von Verdi, vor⸗ 
getragen von Frl. Riese. 

5) „Kommt ein ſchlanker Burſch gegangen“. Arie 
aus der Oper Freiſchütz von C. M. v. Weber, 
geſungen von Frl. Holland. 

Zweiter Theil. 

6) Hymne von Mendelsſohn. Solo mit Chor. 

7) Variationen über das Lied: „Siehſt du dort 
die Wolken eilen“ von Kruber. 

9) Duett aus der Oper „Norma“ von Bellini. 
Geſungen von Frl. Anna Riese und Frl. 
Holland. 

10) Duett mit Chor aus „Attalia“ von Men- 
delsſohn-Bartholdi. Vorgetragen vom 
Singverein. 

11) a. Ruſſiſches Volkslied v. Warlamoff. 
b. J baccio, Walzer von Arditi. Vorge— 

tragen von Frl. Holland. 

Billets à 10 Sgr. ſind in der Buchhandlung 
der Herren Ernst Lambeck und J. Wallis zu 
haben. 1 
Kaſſenpreis 15 Sgr. 


Anfang 8 Uhr. Kaſſenöffnung 7 Uhr. 
Donnerſtag den 18. d. Mts. rt 


Letztes Concert 


im Garten des Herrn Schlesinger. 
0 He Anfang 6 Uhr. 
Sgr. ſind in der Buchhandlung 


E. v. Weber, Muſikmeiſter. 


Er Wichtig! 
Beſtellungen auf die billige Ansgabe der 
ſteuographiſchen Berichte über die „Verhand⸗ 
lungen des Abgeordneten-Hauſes in 
der Militairfrage” (à Bogen ½ Sgr.) 
nehme ich au und beſorge das bereits Erſchienene 
und demnächſt Erſcheinende in 3 maligen wöchent⸗ 


lichen Poſtſendungen. 


Ernst 


Stadtrath Joseph. 
Fr Ich beabſichtige mit dem 1. Oltbr. 
KL E, d. J. in meiner orthopädiſch⸗gym⸗ 
naſiſchen Heilanftalt einen Curſus in der 
Geſunden⸗Gymnaſtik für ſchwächliche 
Knaben u. Mädchen zu geben. Die Uebun⸗ 
gen werden dreimal wöchentlich nach meiner An— 
weiſung von bewährten Lehrerinnen geleitet. Ans 
meldungen nehme ich täglich, Morgens von 9 bis 
10 Uhr, in meiner Wohnung in Empfang. 

Thorn, den 12. September 1862. 

A. Hen c, 
A und Direktor 
ae NO OL es Juſtituts. 
N 1 1 2 
Eau de Cologne philocome 
(Kölniſches Haarwaſſer). 
= Bekannt unter dem Namen: 

Maoras haarſtärkendes Mittel. 

Für Diejenigen, deren Haare ſich durch Aus⸗ 
fallen vermindern und die mit Recht vor der heran⸗ 
rückenden Kahlköpfigkeit bangen, iſt das Kölniſche 
Haarwaſſer eine wahre Wohlthat; es iſt das einzige 
Mittel, welches das Ausfallen der Haare wirklich 
hemmt und dabei nur wohlthätige Nebenwirkungen 
hat. Man wende es bei Zeiten an, wenn das 
Haar anfängt dünn zu werden und man wird bald 
eine Kräftigung des Wachsthums ſpüren, von der 
man keine Ahnung hatte. pr. ½ Fl Sgr. 
pr. ½ Fl. 10 Sgr. 

Köln am Rhein. 

A. Moras & Co. 
Echt zu haben bei Ernst Lambeck in Thorn. 


Soeben iſt erſchienen und zu haben bei Ernst 
Lambeck: 


Die Löſung der Militairfrage 


im Sinne der Volksthümlichkeit und 
Schlagfertigkeit. 
In einer Skizze. Von einem Abgeordneten. 
g Preis 2½ Sgr. 
ME In der Bäckerſtraße oder in der Nähe 
derſelben, wird ein Zimmer für einen ein⸗ 
zelnen Herrn zu miethen geſucht. Näheres in 
der Exped. d. Bl. 
1 Die mir zur Reparatur übergebenen 
Gegenſtände, bitte bis Morgen Abend ab- 
holen zu laſſen. N. Kapellen, 
Optikus, in 3 Kronen. 


So eben traf ein: 


Cuſtiger Vollis⸗Nalender 


für 1863 
von Adolf Brennglas (Glassbrenner) 
mit Beiträgen von Cohnfeld, Heil, Dr. Trojan. 
; Preis 10 Sgr. == 
Ernst Lambeck. 
zrüdenitrahe No. 33 iſt eine freundliche Vor⸗ 
derſtube nebſt Cabinet, 1 Treppe, möblirt, 
vom 1. Oktober ab zu vermiethen. 
2 Wohnungen find in meinem Haufe, Bäckerſtr. 
No. 227, zu vermiethen. } 
©. Pichert. 


In der unterzeichneten Buchhandlung erſchien 
und iſt vorräthig: 


Neuer Hauskalender 
auf das Gemein⸗Jahr 1863. 
Mit Illufrationen, 
Preis 5 Sgr. 


Ernst Lambeck in Thorn. 


FED Dom 20. Septb. ab: Speife- 2½, — Kurtr. 3 f. d. Brutto Pfd, Kiſte u. ärztl. 
Anleitung gratis. — Traubenſaft z. Kur 7½ ſ. d. Fl., in jeder beliebigen Jahreszeit zu ge⸗ 
brauchen. — Backobst 2e.: Birnen 2—2½, geſch. 6, Aepfel 4, geſch. 6, Kirſchen 4, 
ſüß 6, Pflaumen 2 ½, ausgeſ. 3, geſchält 6, ohne Kern 6, m. Mandeln gefüllt 7 ½ ſ. p. Pfd. — 
Dampfmus (Kreide): Pflaumen 3, v. ½ Ctr. an 2½, Schneide 4, ſauer Kirſch 
4, ſüß 6, Aepfel 3 ſ. p. Pfd. — Eingem. Früchte: Ananas 30, Erdb. 20, andere 
Sorten 15 auch 12, Preißelb. 2, ſüß 5 ſ. p. Pf. — Sätte: Himb. 9, Kieſch, Erdb., 
Johb. 8, Gelees 15, wirkl. Weinmoſtrich 6 ſ. p. Pfd. — Wallnüſſe 3—3½ ſ. b. 
Sch. — Daueräpfel 1½ 2 thl. p. Schffl. — Alle Emballagen gratis. — Ferner beſte bief. 
Weine in Fl. u. Gebinden. — Preisliſten offerire france. — Beſtellungen erbitte franco u. verſichere 


prompteſte Bedienung. a 
Eduard Seidel in Grünberg i. Schl. 
Die von der freien Stadt Frankfurt garankirte 


Staats-Geld⸗Verlooſung 


beginnt am 17. September 1862 | 


und endigt am 13. October 1862. Dieſelbe enthält 28,000 Looſe, wovon 14,800 mit 
Gewinnen gezogen werden. 

Hanptpeeife 200,000, 100,000, 50,000, 30,000, 25,000, zweinat 20,000, 
12,000, zweimal 10,000, 6000, zweimal 5000, fünfmal 4000, viermal 3000, 
13 mal 2000 und 116 mal 1000 und iſt der geringſte Gewinn in dieſer Ziehung 100 Gulden. 

Ganze Looſe 52 Thlr., halbe 26 Thlr., Viertel 13 Thlr. u. Achtel zu 6 Thlr. 15 Sgr. 
ſind durch Unterzeichneten gegen Einſendung der Baarbeträge oder Poſtvorſchuß zu beziehen. Die 
Gewinnliſte ſende ich ſofort nach der Ziehung meinen verehrten Abnehmern ein und um einen größeren 
Abſatz zu erzielen, mache ich mich noch verbindlich auf jedes Loos, welches nicht mindeſtens mit dem 
geringſten Gewinn, folglich mit 100 Gulden gezogen wurde, wieder 6 Fl. zurück zu vergüten. Unter 
ſolchen ſo günſtigen Bedingungen, dürfte ich gewiß recht vielen Aufträgen entgegenſehen. 


. M. Eheim, Staats- & Effekten Handlung 
in Frankfurt H., Zeile 60. 


Die Traubenkur in Grünberg i. Schl. 
beginnt den 20. September. 
Das Comite. Apotheker Dräger im Auftrage. 


Die Prenßiſche 


Hypotheken⸗Verſicherungs-Actien-Geſellſchaft 
3 


u Berlin 
genehmigt durch Königlichen Erlaß vom 21. Juni 1862. 


Conceſſionirles grund ⸗Capital 5,000,000 Thaler, 
erſte Emiſſion 2,500,000 Thaler, 


verſichert hypothekariſche Forderungen 5 

a) gegen Subhaſtations⸗Ausfall 

b) gegen die Unpünktlichkeit von Zins⸗ und Capitals-Rückzahlung. 
Sie übernimmt die Prüfung hypothekariſcher Sicherheiten mit Verantwortlichkeit für die Werthſchätzung, 
fie beleiht verſicherte Hypotheken-⸗Juſtrumente, K 
fie gewährt für verſicherte Hypotheken⸗Inſtrumente übertragbare Hypotheken⸗Certificate mit Zins⸗Coupous, 
fie übernimmt verſicherte Hypotheken-Inſtrumente in Verwahr und beſorgt die Einziehung von Ca⸗ 

pital und Zinſen, 
ſie nimmt Gelder verzinslich an und verwendet dieſelben zu hypothekariſchen Darlehen. 5 
Antragsformulare und Geſchäftsprogramme, ſo wie Auskunft in Betreff der Bedingungen 

werden ertheilt in der 


General⸗Agentur für Weſt⸗Preußen 


Jacob Litten, 
Elbing, 


fo wie in der Speeial-Agentur für den Thorner Kreis 


L. Borchardt & Comp. 


Thorn. 


Zu Harlemer r Tulpen⸗, Ta: 
cetten⸗, Narciſſen⸗, Jonquillen⸗Zwiebeln 
in vorzüglicher Qualität empfing und verkauft 
} Cari Mallon. 
(Sich Gerberſtraße No. 287 iſt eine Wohnung 
zu vermiethen. 


Einen Frauen -Tempel- Sig, eine der beften | 
Stellen, hat zu vermiethen 
: Eduard Seemann. _ 
Ein gut erhaltener Halb⸗ und ein Ganz⸗Ver⸗ 
deckwagen ſind zu verkaufen. Näheres Brücken⸗ 
ſtraße Nr. 13 Treppe. 


5 5 Grünberger Weintrauben! A. Buappu. mangelbast! 


(Inſer at.) 

mE“ Die geehrten Abonnenten des hieſigen 

„Wochenblattes“ werden auf den in der 
Nummer 38 des hieſigen Kreisblattes pro 1862 
aufgenommenen Artikel über die Militairfrage 
aufmerkſam gemacht. 
ünſtſiche Zähne 

nach amerikaniſchem Syſtem. 

Der Zahnarzt Mallachov wird nur 
Sonntag den 24. in Thorn, Hötel 3 Kronen, 
zu ſprechen ſein. 

Meine geehrten Patienten wollen gefälligſt. 
davon Notiz nehmen, daß ich von jetzt ab nur 
einen Tag und zwar jedesmal an einem Sonn⸗ 
tage in Thorn zu conſultiren ſein werde. 

Mallachow, Zahnarzt. 


Vom Schlesinger'ſchen Garten bis 


| DE. Seeglerſtr. iſt au 13. d. Mts. eine 


ſchwarze Spitzen⸗Mantille verloren wor⸗ 
den. Der Finder erhält in der Exped. d. Bl. 
eine angemeſſene Belohnung. 


Kai. Rönigl. Desterreich. 
Diſenbahn⸗Ibnlehen, 


vom Jahre 1858, 
von 42 Millionen Gulden öſterr. Währ. 

Die Hauptpreiſe des Aulehens find 21 mal 
166,600, 71 mal 133,300, 103 mal 100,000, 
90 mal 26,600, 105 mal 20,000, 90 mal 13,300, 
105 mal 10,000, 370 mal 3,300, 20 mal 2,660, 
76 mal 2,000, 54 mal 1,660, 264 mal 1,330, 
503 mal 1,000, 733 mal 166 Thaler er. 

Der geringſte Gewinn iſt 78 Thlr. 

Nächſte Ziehung am 1. Oktober 1862. 

Looſe hierzu ſind gegen Einſendung von Thlr. 
3 per Stück, 11 Stück A Thlr. 30. von dem 
Unterzeichneten zu beziehen. 

Der Betrag der Looſe kann auch per Poſt— 
vorſchuß erhoben werden. Kein anderes Anlehen 
bietet fo viele und große Gewinne. 

Der Verlooſungsplan und die Ziehungsliſten 
werden gratis zugeſandt, ſowie auch gerne weitere 
Auskunft ertheilt durch 

Franz Fabricius, 
Staats-Effecten-Handlung 
} in Frankfurt am Main. 
Bei dem Gutsbeſitzer C. Metzer zu 
Nieder Strelitz per Fordon ſtehen 12 
große Niederunger Kühe zum 


Verkauf. 
Nieder Strelitz, den 8. September 1862. 
Soeben erſchien in dritter Auflage, fortgeführt 

bis auf die neueſten Ereigniſſen: 


Garibaldi 


ſeine Jugend, ſein Leben, ſeine Abenteuer 
und ſeine Kriegsthaten. 
Eine unparteiiſche Schilderung nach den beſten 

Quellen von Ludwig v. Alvensleben. 

Mit einem Portrait. Preis 15 Sgr. 
Zu haben bei Ernst Lambeck. 

Ein einzelner Herr wünſcht zum 1. Oetober 
er. eine möblirte Stube, womöglich mit Schlaf- 
Cabinet, zu miethen. Gef. Offerten ſind in der 
Exped. d. Bl. abzugeben. 


Es Familien⸗Wohnung iſt zu vermiethen. Zu 
erfragen in der Exped. d. Bl. 


Ei" Wohnung von 3 Zimmern ijt vom 1. Oftober 
ab zu vermiethen. 
Carl Lehmann sen. 


Agio des Nuſſiſchen Polniſchen Feldes. Polniſch Papier 
14¼ pCt. Ruſſiſch Papier 13 pCt. Klein-Courant 11½ 
bis 12 pCt. Alte Silberrubel 10 pt. Neue Silberrubel 
s 55 Neue Kopeken 14 bis 13¼ pCt. Alte Kopeken 

pCt. 

Amtlime Tages⸗Notizen. 

Den 13. September. Temp. Wärme: 8 Grad. Luftdruck; 

28 Zoll 4 Strich. Waſſerſtand: 1 Fuß 1 Zoll. u. 0. 
Den 14. September. Temp. Wärme: 9 Grad. Luftdruck: 

28 Zoll 3 Strich. Waſſerſtand: 1 Fuß 1 Zoll u. 0. 
Den 15. September. Temp. Wärme: 8 Grad. Luftdruck: 
28 Zoll 3 Strich. Waſſerſtand: 1 Fuß 1 Zoll u. 0. 


Hierzu: eine Extra Bei⸗ 
lage enthaltend eine An: 
ſprache des Königl. Miniſteriums 
des Innern. 


Verantwortlicher Redakteur Ernſt Lambeck. — Druck und Verlag der Rathsbuchdruckerei. 


No. 109. Dienſtag, den 16. September. 1862. 


—— m — — — — 


Erklärung der Königl. Stants-Regierung 


bei der 


Eröffnung der Verhandlungen über den Militair⸗Elat 


in der 


Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 11. September 1862. 


Drlra- Beilage zum Dhorner Wochenblalle 


bevorſteht, nicht unterlaſſen, vor dem Eintritt in die Diskuſſion ihre Anſichten dem hohen Hauſe näher darzulegen. 

Die Nothwendigkeit einer durchgreifenden Reform der Heeres-Organiſation iſt in den früheren, dieſen 
Gegenſtand betreffenden Vorlagen ausführlich dargelegt worden. Es wird daher genügen, hier nur hervorzuheben, 
daß nach den bei den letzten Mobilmachungen gemachten Erfahrungen, nach den Wahrnehmungen über den Gang 
und die Natur der Kriege der neueſten Zeit und nach den veränderten politiſchen Verhältniſſen, es als eine un⸗ 
abweislich gebotene Pflicht erſchien, Einrichtungen ins Leben zu rufen, durch welche die Kriegstüchtigkeit und die 
Kriegsbereitſchaft des Heeres im Intereſſe der Sicherheit und Unabhängigkeit des Landes dauernd erhöht wer⸗ 
den. Es kam im Weſentlichen daranf an, durch die konſequente Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht den 
Friedens⸗Etat des ſtehenden Heeres entſprechend zu erhöhen, dagegen die Landwehr in ihren Dienſtverpflichtun⸗ 
gen zu erleichtern. 

Die Umgeſtaltung des Heeres in dieſem Sinne, über welche dem Landtage in der Seſſion von 1860 
Vorlagen gemacht waren, fand in ihrem weſentlichen Grundgedanken allgemeine Anerkennung; in einigen Bezie⸗ 
hungen ſtieß ſie dagegen auf Widerſpruch, was zur Folge hatte, daß die damals gemachten Geſetzes-Vorlagen nicht 
zum Abſchluß kamen. Der Regierung wurde jedoch auf ihren Antrag zur einſtweiligen Aufrechterhaltung und 
Vervollſtändigung der Kriegsbereitſchaft als Proviſorium für die Zeit vom 1. Mai 1860 bis 30. Juni 1861 ein 
ertraordinairer Kredit von 9 Millionen Thalern bewilligt, mit welchem fie, wie es in dem betreffenden Kom— 
miſſions⸗Berichte heißt, „nach beſtem Ermeſſen, innerhalb der Schranken der ſeitherigen Geſetze — auf der Unter— 
lage des von ihr vorgelegten Etats und mit ſorgfältiger Erwägung der bei Berathung deſſelben zur Erörterung 
gekommenen Bedenken — wirthſchaften ſollte“. Die definitive Regelung wurde einer neuen Berathung mit der 
Landes⸗Vertretung vorbehalten. 

Für das Jahr 1861 wurden demnächſt die Mittel für die Reorganiſation der Armee durch den Etat, 
und zwar dauernd, in Anſpruch genommen, indem die Staats⸗Regierung davon ausging, daß die neue Organiſa⸗ 
tion mit den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, dem Geſetz vom 3. September 1814 über die Verpflichtung 
zum Kriegsdienſte, völlig im Einklang ſtehe. Dieſe Auffaſſung wurde indeſſen vom Landtage nicht getheilt, viel- 
mehr in mehreren Beziehungen für erforderlich erachtet, daß die Heeres-Organiſation durch ein neues Geſetz gere— 
gelt werde. Um dieſer Anſicht Ausdruck zu geben, wurde der weitere Bedarf für die Aufrechthaltung der Kriegs⸗ 
bereitſchaft im Ertraordinarium des Etats für 1861 bewilligt und in einer Reſolution ausgeſprochen, daß die Re— 
gierung, Falls fie die zur Reorganisation der Armee ergriffenen Maaßregeln aufrecht zu erhalten beabſichtige, 
verpflichtet bleibe, ſpäteſtens dem nächſten Landtage ein Geſetz Behufs Abänderung des Geſetzes vom 3. Septem⸗ 
ber 1814 vorzulegen. 
| Um über die Abſichten der Staats-Regierung nicht den mindeſten Zweifel zu laſſen, hat bald darauf, als 


Die Staats⸗Regierung kann bei der großen Wichtigkeit des Gegenſtandes, über welchen die Berathung 


dieſer Beſchluß gefaßt war, der Finanz⸗Miniſter in der Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 4. Juni 
1861 erklärt: 
„Bei der Diskuſſion über die Militairfrage in dieſem Hauſe ſei, wie er glaube, von allen Seiten kon⸗ 
ſtatirt worden, daß, wie man auch über dieſe Frage denken möge, doch die Abſicht nicht dahin gehe, 


mit dem 1. Januar 1862 mit einem Male den früheren Zuſtand wieder herzuſtellen und die Zahl 
von 117 Bataillonen ohne Weiteres aufzulöſen ꝛe. — und jo bleibe in der That nichts übrig, als daß 
die in das Extraordinarium verwieſenen Ausgaben, welche zur Aufrechthaltung der Kriegsbereitſchaft 
dienten und nicht einmalige Ausgaben ſeien, von dem Finanz⸗Miniſter ſo lange geleiſtet würden, bis 
über den neuen Etat Beſchlüſſe gefaßt worden ſeien.“ 

Bei unbefangener Erwägung dieſes Herganges wird man ſich der Anerkennung nicht verſchließen können, 
daß weder von der Regierung beabſichtigt, noch von dem Landtage erwartet iſt, die angeſtrebte Umgeſtaltung des 
Heeres ſei nur eine temporaire Maßregel; im Gegentheil iſt ſtets offen ausgeſprochen worden, daß dieſelbe im Intereſſe 
des Heeres und des Landes unabweisbar dauernd geboten ſei, und ihre definitive Regelung iſt lediglich dadurch 
aufgehalten worden, daß hierzu vom Landtage ein neues Geſetz für erforderlich erachtet wurde. Wie ſchon die vor— 
erwähnte Reſolution, in welcher der Weg zur Ordnung der Angelegenheit bezeichnet wird, dafür ſpricht, daß es 
nicht in der Abſicht des Abgeordnetenhauſes gelegen hat, die Beſeitigung der gegenwärtig beſtehenden Heeres-Ein⸗ 
richtungen von 1. Januar 1862 ab zu verlangen, fo iſt noch mehr dadurch, daß die Steuerzuſchläge von 25 Pro- 
zent bis 1. Juli 1862, alſo über das Etatsjahr hinaus bewilligt worden ſind, unzweideutig anerkannt, daß der 
Landtag der Regierung die Mittel hat gewähren wollen, welche zur Beſtreitung der Koſten der neuen Heeres-Or⸗ 
ganiſation auch über den 1. Januar d. J. hinaus erforderlich waren, indem die erwähnten Steuerzuſchläge allein 
zu dieſem Zwecke beanſprucht find. Dieſe Auffaſſung findet ferner ihre Beſtätigung in den Aeußerungen der Kom⸗ 
miſſion für Finanzen und Zölle, welche in ihrem Berichte vom 19. Februar 1861, betreffend die anderweite Re⸗ 
gelung der Grundſteuer, ſich dahin ausſprach: 

„daß das Verlangen einer Mehr-Einnahme aus der Grundſteuer in dem mäßigen Umfange, wie es 
in der Vorlage dargeſtellt, durch die Lage des Budgets, durch die allerſeits zugeſtandene Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht und durch die ebenſo unbeſtrittene Nothwendigkeit, die Kadres der Trup⸗ 
penkörper zu verſtärken, völlig begründet ſei, wurde allgemein anerkannt.“ 
Das ſeit 12 Jahren beſtehende, durch die diesjährigen Etatsvorlagen nunmehr abgeänderte Verfahren, nach wel⸗ 
chem die geſetzliche Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats erſt gegen Mitte des Etatsjahres erfolgt, ließ überdieß 
der Regierung keine Wahl, ob ſie die nicht in einmaligen Ausgaben beſtehenden Koſten der neuen Heeres-Organi⸗ 
ſation auch über den 1. Januar d. J. hinaus leiſten laſſen wolle oder nicht. Sie würde offenbar gegen das In⸗ 
tereſſe des Landes und die Abſichten ſeiner Vertreter gehandelt haben, wenn ſie die erwähnten Ausgaben, weil die 
Bewilligung derſelben formell noch nicht erfolgt war, eingeſtellt hätte. Denn darüber wird kaum eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit beſtehen können, daß es unbedingt nothwendig iſt, das Beſtehende bis zur definitiven Ordnung der 
Angelegenheit zu erhalten. 

Die Staats⸗Regierung hat daher, wie bei gehöriger Würdigung der Sachlage nicht verkannt werden kann, 
in dem guten Glauben gehandelt, durch die fernere Aufrechthaltung der neuen Armee-Organiſation nur eine gegen 
das Land ihr obliegende unabweisbare Pflicht zu erfüllen, ſie hat eine unbefangene ſachgemäße Beurtheilung ihres 
Verfahrens nicht zu ſcheuen, noch weniger aber beſorgen können, daß die Bewilligung der erforderlichen Mittel 
Anſtand finden könnte. Denn in dem Umſtande, daß ein Geſetz über die Regelung der Armee-Organiſation noch 
nicht vereinbart iſt, kann unmöglich ein zureichendes Motiv für die Verſagung der bezeichneten Ausgaben gefunden 
werden, um jo weniger, als der Landtag, welchem das von der Staats-Regierung beobachtete Verfahren vollſtändig 
bekannt iſt, einen Widerſpruch dagegen ſeither nicht erhoben hat, und die Regierung bei allen ihren bisherigen mi- 
litairiſchen Einrichtungen und Aetionen, und auch bei der neueſten Rüſtung auf Veranlaſſung des Kurheſſiſchen 
Verfaſſungsſtreits ſich genau innerhalb der Grenze der Berechtigungen gehalten hat, welche auch die ſtrengſte Aus⸗ 
legung des Geſetzes vom 3. September 1814 ihr unbediagt zugeſteht. 

Die Staats⸗Regierung hat ein Geſetz, die Wehrpflicht betreffend zu Anfang d. J. dem Landtage vorge: 
legt, welches die Zuſtimmung des Herrenhauſes gefunden hat. Eine Beſchlußnahme des Abgeordnetenhauſes iſt 
wegen der erfolgten Auflöſung deſſelben nicht zu Stande gekommen. In der gegenwärtigen Seſſion iſt eine ſolche 
Vorlage nur deshalb nicht gemacht worden, weil es, wie auch in der Thronrede angekündigt worden, die Abſicht 
war, die Dauer der Seſſion möglichſt abzukürzen und deshalb keine Vorlagen zu machen, bei welchen wichtige 
Principienfragen zur Erörterung kämen. Auch hiergegen iſt von Seiten des Landtages keine Einrede erfolgt. 
Die Regierung wird indeß, wie ſie hiermit auf das Beſtimmteſte erklärt, eine Geſetzesvorlage über die Wehrpflicht 
in der nächſten Winterſeſſion einbringen, und glaubt mit dieſer Erklärung die gegen die Bewilligung der Aus⸗ 
gaben für die Armee⸗Reorganiſation erhobenen Bedenken um jo mehr als beſeitigt anſehen zu dürfen, als fie nach 


wie vor anerkennt, daß die zeitige Formation der Armee, inſoweit ſolche eine dauernde Erhö⸗ 
hung des Etats oder eine anderweitige geſetzliche Regelung der Dienſtverpflichtung h 
dert, ſo lange als eine definitive nicht betrachtet werden kann, als dazu nicht die verfaj- 
ſungsmäßige Zuſtimmung des Landtags ertheilt ſein wird, daß mithin durch die Bewilligung des 
Etats für 1862 den künftigen Beſchlüſſen über die Wehrverfaſſung in keiner Weiſe präjudicirt werden ſoll. Wenn 
die Commiſſion beſonders daran Anſtoß genommen hat, daß die Ausgaben für die Armee-Organiſation im Ordi⸗ 
narium des Etats für 1862 ohne beſondere Motivirung in Anſatz gebracht worden ſind, ſo iſt überſehen worden, 
daß gleichzeitig mit dieſem Etat die Novelle zum Geſetze vom 3. September 1814 dem aufgelöften Abgeordneten⸗ 
hauſe vorgelegt war und angenommen werden konnte, daß eine gleichzeitige Feſtſtellung dieſes Geſetzes und des 
Etats ſtattfinden werde. Eine gänzliche Umarbeitung dieſes Etats bis zum Zuſammentritt des gegenwärtigen 
Abgeordnetenhauſes war bei der Kürze der Zeit nicht ausführbar. 

Sofern Werth darauf gelegt werden ſollte, die Ausgaben für die Heeres-Organiſation in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Vorgange des Jahres 1861, in das Extraordinarium des Etats zu übertragen, wird die Staats⸗ 
Regierung dem nicht entgegen ſein. 

Die Staats⸗ Regierung darf daran erinnern, daß fie die Steuerzuſchläge, deren Forterhebung nach den 
früheren Erklärungen bis zum Jahre 1865 in Ausſicht genommen war, bereits mit dem 1. Juli d. J. aufgege⸗ 
ben, wodurch dem Lande eine bedeutende Steuer- Erleichterung im Betrage von 3% Millionen Thalern jährlich 
gewährt wird, daß gleichwohl die vorliegenden Etats mit keinem höheren Defizit abſchließen, als es bei Fort⸗ 
erhebung der Steuerzuſchläge der Fall war. Die erfreuliche, nicht vorherzuſehende Steigerung der Staats⸗Ein⸗ 
nahmen und eine weſentliche Ermäßigung des Militär-Etats haben die Mittel geboten, den vorgedachten Ausfall 
zu übertragen. Es darf ferner hervorgehoben werden, daß bereits in dieſem Jahre eine frühere Entlaſſung der 
Reſerven ſtattgefunden hat und die Einberufung der Rekruten ſtatt am 1. Oktober d. J. erſt in den erſten Mo⸗ 
naten des nächſten Jahres geſchehen wird. Auch hierdurch iſt den kundgegebenen Wünſchen entgegengekommen 
und den Wehrpflichtigen eine Erleichterung zu Theil geworden. Es ergiebt ſich aber hieraus, daß eine Ermäßi⸗ 
gung der Ausgaben für die Heeres-Organiſation im Etat für 1862 nicht mehr möglich iſt, weil ſchon jetzt bei 
der Infanterie nur zwei Jahrgänge ſich bei den Fahnen befinden. 


In Rückſicht auf die Finanzlage des Staats kann die Genehmigung des Etats für 1862 nicht dem 
mindeſten Bedenken unterliegen. Es iſt bereits von dem Kommiſſarius der Regierung in der Kommiſſion näher 
nachgewieſen worden, daß für die Armee-Reorganiſation bis Ende des Jahres 1861 neben dem Steuerzuſchlage 
nicht nur kein ertraordinairer Zuſchuß erforderlich geweſen, ſondern aus dieſer Zeit noch ein Ueberſchuß von 858,000 
Thalern an den Staatsſchatz abgeliefert iſt, und daß es für das laufende Jahr, obgleich der Etat mit einem 
Defizit von 3,385,000 Thlrn. abſchließt, eines Zuſchuſſes aus dem Staatsſchatze in Wirllichkeit nicht bedürfen wird, 
indem die Einnahmen ſich ſo günſtig geſtaltet haben, daß der vorerwähnte Betrag in Mehr-Ueberſchüſſen über den 
Etat hinaus ſeine vollſtändige Deckung finden wird. In der That hat die große Vorſicht, mit welcher bei Ver⸗ 
anſchlazung der Staats Einnahmen zu Werke gegangen wird, ſtets dahin geführt, daß in der Wirllichkeit ſich er⸗ 
hebliche Mehr⸗Ueberſchüſſe gegen den Etat ergeben haben. So namentlich 
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Danach iſt anzunehmen, daß es auch für das Jahr 1863 und weiter ertraordinairer Zuſchüſſe zur Def- 
kung der etatsmäßigen Ausgaben, einſchließlich der Koſten der Armee-Reorganiſation, nicht bedürfen wird, und daß 
die Annahme der Kommiſſion, es werde bis zum Jahre 1870 ein Zuſchußbetrag von 34,527,000 Thlr. nöthig 
ſein, auf ganz irrigen Vorausſetzungen beruht, inſofern dabei nicht berückſichtigt iſt, daß mit der weiteren Durch⸗ 
führung der Organiſation, wie wiederholt erklärt worden, nur inſoweit vorgeſchritten werden ſoll, als ſolches die 
Lage der Finanzen geſtattet. Wie wenig die vorgedachte Berechnung zutrifft, zeigt eine Vergleichung derſelben 
mit dem Etat pro 1863. Während die Berechnung unter Einrechnung der Steuerzuſchläge einen Zuſchußbedarf 
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und in gleicher Weiſe wird das Verhältniß in den folgenden Jahren zu ſtehen kommen, nicht zu gedenken, daß, 
wie vorhin gezeigt, Mehr-Ueberſchüſſe vorausſichtlich regelmäßig wiederkehren und jeden Zuſchuß entbehrlich 
machen werden. 5 

Die Staats-⸗Regierung iſt ſich bewußt, daß fie zur Verausgabung der Koſten der Armee-Reorganiſation 
der nachträglichen Zuſtimmung des Landtags ebenſo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche vor geſetzlicher 
Feſtſtellung des Etats geleiſtet ſind, und ſie glaubt auf dieſe Zuſtimmung um ſo mehr mit Sicherheit rechnen zu 
dürfen, als nachgewieſen iſt, daß die fraglichen Ausgaben nicht zu vermeiden waren und in gutem Glauben ge⸗ 
leiſtet find, daß eine weitere Ermäßigung derſelben nicht thunlich iſt, und daß zu ihrer, Deckung hinlängliche 
Mittel in den geſetzlich bewilligten Einnahmen vorhanden ſind. ö 

Der Umſtand, daß das Geſetz, durch welches die Wehrpflicht allgemein geregelt werden ſoll, nicht in der 
gegenwärtigen Seſſion, ſondern erſt in der folgenden, alſo wenige Monate ſpäter vorgelegt werden ſoll, kann es 
nicht rechtfertigen, durch Verſagung der nöthigen Mittel eine Situation zu erzeugen, welche geeignet iſt, die Ord— 
nung im Staatshaushalte in der bedenklichſten Weiſe zu ſtören, die innere Verwaltung des Landes zum größten 
Nachtheil der wichtigſten öffentlichen Intereſſen zu lähmen, und die Regierung dem Auslande gegenüber in eine 
Lage zu bringen, welche ihr auch die Löſung der nach dieſer Richtung ihr obliegenden Aufgaben erſchwert. 

Die Staats-Regierung erkennt mit der Kommiſſion an, daß die Verfaſſung das Zuſtandekommen eines 
Etatsgeſetzes unbedingt vorausſetzt. Wenn aber die Kommiſſion gleichwohl die Ablehnung der Ausgaben für die 
Reorganiſation der Armee empfiehlt, und ſchon bis an die äußerſte Grenze zu gehen glaubt, indem fie ſämmtliche 
zur Exiſtenz des Staats nothwendige Ausgaben bewillige und für das Heer nur die Summe, welche bis zum 
Jahre 1860 ausgereicht habe, zugeſtehe, ſo kann ſie ſich darüber nicht täuſchen, daß ſie durch dieſe Vorſchläge das 
Zuſtandekommen eines Etatsgeſetzes unmöglich macht, weil fie die Thatsache gänzlich unberückſichtigt läßt, daß die 
Ausgaben für 1862 großentheils bereits geleiſtet find und in den letzten Monaten Erſparniſſe nicht mehr gemacht 
werden können. 

Indem die Staats-Regierung die ernſte Erwägung dieſer Erklärung dem hohen Haufe empfiehlt und 
hierdurch wiederholt, daß es ihr fern liegt, die verfaſſungsmäßigen Rechte des Abgeordnetenhauſes zu beeinträch— 
tigen, indem fie vielmehr ausdrücklich anerkennt, daß alle Ausgaben der Zuſtimmung des Landtags bedürfen und 
die Zuſicherung erneuert, daß ſie in der nächſten Seſſion das gewünſchte Geſetz über die Leiſtung der Wehrpflicht 
vorlegen wird, kann fie, in dem Bewußtſein, daß fie nach Lage der Verhältniſſe im allgemeinen Staats-Intereſſe 
nicht anders, als geſchehen, verfahren konnte, der Beſchlußnahme mit der Beruhigung entgegenfehen, welche die 
Ueberzeugung gewiſſenhafter Pflichterfüllung gewährt. Die Staats-Regierung iſt ſich bewußt, durch thatſächliches 
Entgegenkommen ihr aufrichtiges Beſtreben an den Tag gelegt zu haben, eine Löſung der obſchwebenden Frage zu 
erleichtern; fie beharrt auch ferner in dieſer Geſinnung; aber fie darf auch nicht unterlaſſen, der Landes-Ver⸗ 
tretung die ganze Schwere der Verantwortung vor Augen zu ſtellen, welche auf einer Verſagung der nach Lage 
der Sache durchaus unentbehrlichen und nachwe slich vorhandenen Mittel ruhen würde. 


Schnellpreſſendruck der Rathsbuchdruckerei zu Thorn. 


